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Vernehmlassung zum Vorentwurf zur Totalrevision des Ordnungsbussengesetzes 
(Umsetzung der Motion Frick 10.3747) 

 
Sehr geehrte Frau Bundesrätin 
Sehr geehrte Damen und Herren  

Wir bedanken uns für die Gelegenheit, in oben erwähnter Angelegenheit eine Stellungnahme 
abgeben zu können, und machen davon gerne Gebrauch.  

Die SP Schweiz unterstützt die Stossrichtung der Totalrevision, nämlich die geplante Erweite-
rung des Wirkungskreises des geltenden Ordnungsbussengesetzes (OBG) auf weitere Geset-
ze. Begrüsst wird namentlich, dass die Regelung weiterhin in einem eigenen, von der StPO 
unabhängigen Erlass erfolgt.  

Der Vorentwurf sieht keinen Einbezug des Betäubungsmittelgesetzes (BetmG) ins OBG vor. 
Wir können der Argumentation des Bundesrates folgen, das Verfahren für den Cannabis-
Konsum aufgrund seiner Besonderheiten im BetmG selber geregelt zu lassen.  

Das Ordnungsbussensystem für geringfügige Übertretungen ist ein einfaches, rasches und 

einheitliches Verfahren und kann so zu einer Entlastung der Strafbehörden führen. Anderer-

seits geht damit eine weitgehende Einschränkung der verfassungsmässigen Rechte der be-

schuldigten Personen einher. Diese Rechte sind zu schützen, was durch die in Art. 2 Abs. 2 

lit. c vorgesehene Möglichkeit der Ablehnung des Ordnungsbussenverfahrens durch die be-

schuldigte Person selber gewährleistet ist. Wir anerkennen dabei, dass die betroffenen be-

schuldigten Personen meistens das vereinfachte, schnellere und letztlich auch kostengünsti-

gere Verfahren bevorzugen.  

Mit freundlichen Grüssen 

Sozialdemokratische Partei der Schweiz 


